
 
Entschließungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
betreffend Equal Pay Day: unterschiedliche Entlohnung von Frauen 
und Männern endlich abbauen 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Landtag begrüßt, dass Frauenorganisationen und Wirtschaftsver-

bände ein breites Aktionsbündnis zum Equal Pay Day gegründet ha-
ben mit dem Ziel, die geringere Entlohnung von Frauen gegenüber 
Männern zu thematisieren und den Lohnabstand abzubauen. Eine 
große Zahl unterschiedlichster Organisationen führt auch in diesem 
Jahr wieder viele Aktionen und Veranstaltungen durch, um die Öf-
fentlichkeit zu informieren. 

 
2. Der Landtag stellt fest, dass trotz rechtlicher Regelungen vom 

Grundgesetz über Artikel 141 des EG-Vertrages bis hin zum Teilzeit-
befristungsgesetz und dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz, die 
Lohnungleichheit von Frauen und Männern in Deutschland gegenläu-
fig zum europäischen Trend jetzt bereits über 22 v.H. beträgt und 
Deutschland zu den Schlusslichtern der Geschlechtergerechtigkeit bei 
der Entlohnung gehört. 

 
3. Der Landtag spricht sich dafür aus,  
 - dass durch die Bereitstellung ausreichender Landesmittel eine 

bedarfsgerechte und hochwertige Betreuung für Kinder aller Al-
tersgruppen gewährleistet wird, damit Frauen und Männer eine 
umfassende tatsächliche Wahlfreiheit bei der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf haben;  

 - dass die Erwerbstätigkeit und Qualifizierung von Frauen durch 
Landesprogramme gefördert und das Spektrum der Berufswahl 
von jungen Mädchen und Jungen ausgeweitet wird; 

 - dass Land, Wirtschaft und Tarifparteien für Lohngleichheit, ge-
rechte Eingruppierung bei Tarifverträgen und Beförderungen, 
Mentorinnenprojekte für mehr Frauen in Führungsfunktionen sor-
gen und eine Frauenquote von mindestens 40 v.H. in Aufsichtsrä-
ten nach norwegischem Vorbild festgelegt wird;  

 - dass ein Mindestlohn eingeführt wird und damit gerade für viele 
Frauen im Niedriglohnbereich ein die Existenz sicherndes Ein-
kommen gewährleistet ist.   

 
Wiesbaden, 17. März 2009 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Tarek Al-Wazir 
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 17. 03. 2009 
Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 
 

18. Wahlperiode 
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